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Sebastian Briellmann

Herr Felder, die Kranken-
kassenprämien steigen
nächstes Jahr durchschnittlich
um 6 Prozent. Ein Schock,
finden viele Medien und viele
Politiker. Ist es das auch für Sie?
Für mich ist das nicht überra-
schend, sondern ein langfristiger
Trend. Trotzdem haben viele
Menschen erwartet, dass die Prä-
mien sinken, gerade nach derCo-
rona-Pandemie. Das ist jedoch
ein Irrtum – ausser die Politik
handelt. Undman darf immerhin
sagen: DerDruck aufs Parlament
steigt, erste Vorschläge sind tat-
sächlich jetzt auf dem Tisch.

WelcherVorstoss taugt am
meisten?
Es herrscht jetzt in einem brei-
ten bürgerlichen Spektrum die
Meinung vor: Bei der Franchise
muss etwas getan werden. Die
SVP hat das in früheren Jahren
noch abgelehnt. Kurz: Die Min-
destfranchise muss rauf. Das ist
auch zwingend nötig, denn die-
se wurde seit 2004 nicht mehr
angetastet. Gleichzeitig haben
sich in den letzten zwei Dekaden
die Ausgaben pro Kopf verdop-
pelt. SVP, FDPundMitte zusam-

men hätten hier eine Mehrheit.
Ich bin erstmals seit langem der
Überzeugung, dass hier etwas
gehen kann, gehen wird.

Sie haben selber –mit Daten
der Krankenkasse Helsana
– eine Untersuchung publiziert,
die zeigt: Mit einer Erhöhung
derMindestfranchise von
300 auf 500 Franken gibt es
ordentlich Sparpotenzial.
Genau. Und zwar 1,2 Milliarden
Franken Prämienreduktion. Die
Prämie für die obligatorische
Franchise würde um 360 Fran-
ken im Jahr sinken. In der Regi-
on,wo die Krankenkassen höher
sind, betrüge die Prämienreduk-
tion sogar 450 Franken. Konkret
bedeutet dies: Wenn alle Basler
und Baselbieter, die aktuell eine
Mindestfranchise von 300 Fran-
ken haben, neu 500 Franken be-
zahlten: Dann ergäbe das Erspar-
nisse von 35,5Millionen Franken
in der Stadt – und 52,5Millionen
auf dem Land. Insgesamt also:
88Millionen Franken.Das ist viel
Geld.

In Basel-Stadt hatman sich
gerühmt, dass die Prämien nur
leicht steigen – im Baselbiet
dagegen ist man nur leicht

unter dem schweizerischen
Schnitt.Woran liegt das? Beide
Kantone behaupten, dass sie
dieselben kostensenkenden
Massnahmen ergriffen hätten…
Absolut steigen die Prämien in
beiden Kantonen.Es geht ja nicht
um die prozentuale Erhöhung,
sondern um den harten Fünfli-
ber im Portemonnaie. Teurer
wird es deswegen auch für ba-
sel-städtischeVersicherte, da de-
ren Prämien schon hoch sind.Da
darf man sich nicht von tieferen
Prozentzahlen blenden lassen.

Warum bekommt Basel-Stadt
die Kosten einfach nicht runter?
Weilmanmassive Überkapazitä-
ten hat. Und ins Unispital will
man jetzt auch noch Milliarden
investieren. In ein Spital, das die
höchste Basisrate hat – also eine
Versorgung anbietet, die man in

anderen Spitälern deutlich güns-
tiger machen könnte. Im Clara-
spital zum Beispiel, im Merian-
Iselin. ImUnispital zahltman pro
Behandlung ein paar Hundert
Frankenmehr. Kommt noch hin-
zu: zu vieleWiedereinweisungen,
wohl auch,weil dieAuslastung in
vielen Einrichtungen zu tief ist.

Was heisst das konkret?
Wir sehen bei den Patienten in
den letzten Jahren einen Rück-
gang bei der Verweildauer. Aber
die Anzahl Betten, die bleibt
gleich. Das ist gerade auf dem
Platz Basel extrem. Es sollten
also dringend Betten abgebaut
werden – und ja: auch Spitäler
geschlossen werden.

Alsomuss das heissen:
Bruderholzspital schliessen?
Man sollte der Bevölkerung die
Wahrheit sagen: Das Bruderholz
entspricht nicht mehr den mo-
dernenAnforderungen, hohe In-
vestitionen wären nötig. Zudem
gibt es einen Rückgang bei der
Nachfrage nach akut-stationärer
Versorgung.Deshalb: schliessen.

Und trotzdem könnte
das Unispital zahlreiche Betten
abbauen?

Ja, problemlos. Es wäre die Ver-
antwortung des Gesundheitsdi-
rektors Lukas Engelberger, dies
zu tun.Aber er tut nichts. Ichma-
che Ihnen ein Beispiel: In den
USA geht ein Patient nach einer
Hüftoperation nach einer Nacht
wieder nach Hause. Bei uns
bleibt er sieben Nächte. Sieben!
Wir haben 15’000 Fälle pro Jahr.
Dafür brauchtman ein Kantons-
spital mit 330 Betten. In Ameri-
ka kommen sie mit 20 aus.

Waswäre zu tun?
Man müsste ganzheitlich für die
Region denken. Die Landschaft,
die ans Unispital ja die Hälfte ei-
ner Fallpauschale bezahlt, ist
nämlich auch vom Stadt-Sog be-
troffen. Von der Anbindung her
wäre zum Beispiel ein Spital im
RaumPratteln optimal. Das ist so
wie bei derUniversität: Auch hier
eigneten sich StandortewieMut-
tenz. Aus dem Unispital könnte
man ein kleines Kantonsspital
machen. Redimensionieren, spe-
zialisieren: auf spezielle, schwe-
re Fälle. Die normalen Fälle kön-
nen andere auch behandeln. Mit
tieferen Raten als imUnispital. So
wie es jetzt ist,wird es für die Fi-
nanzdirektoren der beiden Kan-
tone langfristig einfach zu teuer.

Mindestfranchise? «Erhöhen» –
Bruderholzspital? «Schliessen»
Gesundheitsökonom Stefan Felder, der renommierte Professor der Universität Basel, erklärt im Gespräch,
wie das Gesundheitssystemmassiv entlastet werden kann. Es geht umMilliarden von Franken.

«Man muss ganzheitlich für die Region denken»: Stefan Felder, Professor an der Universität Basel. Foto: Nicole Pont

Das Basel Center forHealth Eco-
nomics der Universität Basel or-
ganisiert am Montag, 14. Okto-
ber, ein öffentliches und kosten-
loses Forum, das sich einer
drängenden Frage widmet: Hö-
here Franchisen für alle? Die Dis-
kutanten wollen erklären, wel-
che Faktoren dafür ausschlagge-
bend sind, was eine Erhöhung
nützen würde und was das für
die Versicherten bedeutet.

DerAnlass an der Juristischen
Fakultät amPeter-Merian-Weg 8
beginnt um 17.45 Uhrmit der Be-
grüssung – anschliessend stel-
len Professor Stefan Felder und
Dr. Stefan Meyer ihren Report
vor. Danach diskutiert das Duo
die Befunde mit Andrea Bischof
vonHelsana. Fragen aus demPu-
blikum sind möglich und er-
wünscht.Moderiertwird derAn-
lass von BaZ-Autor Sebastian
Briellmann.Um 19Uhr gibt es ei-
nen Apéro für alle Besucher.

Interessierte können sich bis am
Montag, 7. Oktober, anmelden via:
bche.unibas.ch/de/
anmeldeformular/

Diskutieren Sie mit:
Braucht es höhere
Franchisen für alle?

«Ein Spital im
RaumPratteln wäre
optimal. Aus dem
Unispital würde
dann ein kleines
Kantonsspital.»

Basel Die Polizei hat gestern bei
derRäumung einer Liegenschaft
von Randständigen an der Bas-
ler Feldbergstrasse sieben Per-
sonen festgenommen. Insgesamt
wurden 16 Personen kontrolliert.
Der Einsatz führte zu einer rund
zweistündigen Sperrung desVer-
kehrs. Der Eigentümer der Lie-
genschaft an der Feldbergstras-
se 146 hatte zuvor Strafanzeige
eingereicht und um eine polizei-
liche Räumung gebeten.DerEin-
satz fing um 10 Uhr an und dau-
erte rund zwei Stunden.

Die Liegenschaft sei in der
Vergangenheit immer wieder
Schauplatz verschiedener Poli-
zeieinsätze gewesen, heisst es in
der Mitteilung. So kam es dort
vergangenen März zu einer
Schussabgabe. Verletzt wurde
niemand. In derLiegenschaft hal-
ten sich Randständige und Dro-
genabhängige auf. Der Eigentü-
mer hatte gemäss Mitteilung die
Liegenschaft an eine Firma ver-
mietet, welche die Wohnungen
und Zimmer untervermietet. In
der ersten Jahreshälfte kündigte
derEigentümerdasMietverhält-
nis, die Bewohner des Hauses
durften unter Vermittlung der
kantonalen Koordinationsstelle
für prekäre Wohnverhältnisse
noch bis Ende August bleiben.

Anfang September reichte der
Eigentümer eine Strafanzeige
und eineRäumungsklage ein.Die
Bewohner seien mehrmals auf-
gefordert worden, die Liegen-
schaft zuverlassen,heisst eswei-
ter.DerSozialdienst derKantons-
polizei stand gestern ebenfalls im
Einsatz, um bei Bedarf Obdach-
lose an entsprechende Instituti-
onen zu vermitteln. (SDA)

Sieben Festnahmen
bei Hausräumung
an Feldbergstrasse

Baselland Wie die Sissacher
«Volksstimme» meldet, legt die
Gemeindeverwalterin von Rot-
henfluh, Sabine Bucher, ihr Amt
Ende Jahr aus gesundheitlichen
Gründen nieder. Die frühere Ge-
meindepräsidentin von Läufel-
fingen und amtierende Landrä-
tin (GLP) wohnt mit ihrer Fami-
lie in Sissach und übernahm die
Leitung der Gemeindeverwal-
tung Rothenfluh am 1. August
2023. Damit stellt sich für das
800 Seelen zählende Dorf erneut
die Frage,wie esmit derVerwal-
tung weitergehen soll.

Die Frage sei jetzt, ob die Stel-
le der Verwaltungsleitung neu
ausgeschrieben oder eine ande-
re Lösung angestrebt werde, so
die «Volksstimme». Konkret be-
deute dies, sich einer Verbund-
lösung mit Nachbargemeinden
anzuschliessen. Für Rothenfluh
biete sich da Ormalingen als
Nachbar talabwärts rein geogra-
fisch eher an als etwa Zeglingen
mit seinem schon existierenden
Verwaltungsverbund. Möglich
sei auch, gewisse Dienstleistun-
gen temporär einzukaufen.

Oltingen undWenslingen ha-
ben kürzlich beschlossen, auf
den 1. Januar 2025 dem seit ei-
nem Vierteljahrhundert existie-
rendenVerbund der Gemeinden
Kilchberg, Rünenberg und Zeg-
lingen (Rü-Ki-Ze) beizutreten.
VerbundsverwalterinTinaWeiss
erklärte gegenüber der «Volks-
stimme», grundsätzlich könnte
derVerbund im üblichen gesetz-
lich vorgegebenenVerfahren er-
weitert werden. (se)

Rothenfluh ist
vielleicht bald ohne
eigene Verwaltung


